
 

MONBIJOUSTRASSE 120 �  POSTFACH 8154 �  CH-3001 BERN 
TEL 031 370 75 75 E-MAIL  INFO@sfh-osar .ch 
FAX 031 370 75 00 INTERNET ht tp: / /www.sfh-osar .ch 
PC-KONTO 30-16741-4 SPENDENKONTO PC 30-1085-7 

ME MB E R  O F  T H E  E U R O P E A N  C O U N C I L  O N  R E F U G E E S  A N D  E XI L E S   M I T G L I E D  D E R  Z E W O  

Bern, 14. November 2002 

$V\O�6XFKHQGH�DXV�$QJROD�
3RVLWLRQ�GHU�6FKZHL]HULVFKHQ�)O�FKWOLQJVKLOIH�6)+�
'LH�6)+�EHREDFKWHW�GLH�QHXHVWH�(QWZLFNOXQJ�GHU�6LWXDWLRQ�LQ�$QJROD�VHLW�GHU�(UPRUGXQJ�
YRQ�-RQDV�6DYLPEL�DP�����)HEUXDU������XQG�VHLW�GHP�)ULHGHQVDENRPPHQ�]ZLVFKHQ�GHU�
81,7$�XQG�GHU�DQJRODQLVFKHQ�5HJLHUXQJ�YRP����$SULO������LQWHQVLY��*HVW�W]W�DXI�HLQH�
DNWXHOOH�/DJHDQDO\VH

�

 XQG�LQ�$QOHKQXQJ�DQ�GLH�3RVLWLRQ�GHV�81+&5
�

�QLPPW�GLH�6)+�ZLH�
IROJW�6WHOOXQJ

�

�]XU�DV\OUHFKWOLFKHQ�%HXUWHLOXQJ�YRQ�$V\OJHVXFKHQ�XQG�]XU�YRUOlXILJHQ�
$XIQDKPH�YRQ�DEJHOHKQWHQ�DQJRODQLVFKHQ�$V\O�6XFKHQGHQ��

�� $V\OJHZlKUXQJ�
���� 9HUIROJXQJ�GXUFK�GLH�5HJLHUXQJ�LP�5HJLHUXQJVJHELHW��
Trotz des Waffenstillstands und des anschliessenden Friedensabkommens zwischen UNITA 
und MPLA hat sich das Klima von Einschüchterung für JournalistInnen, Menschenrechtsaktivis-
tInnen und Oppositionelle nicht verbessert. Die Rechtslage für Oppositionsgruppen und Men-
schenrechtsorganisationen bleibt unsicher, da die bestehenden repressiven Gesetze weiterhin 
in Kraft sind und der umfangreiche staatliche Sicherheitsapparat missliebige Personen über-
wacht. Von willkürlicher Verhaftung und Gefangennahme weiterhin bedroht sind die folgenden 
Personen: 

− Angehörige, die einer legalen politischen Partei angehören und sich kritisch gegen-
über der angolanischen Regierung äussern. 

− JournalistInnen, die sich nicht an die staatlichen Zensurvorgaben halten. 

− MitarbeiterInnen kirchlicher oder humanitärer Organisationen, die sich für die Ein-
haltung der Menschenrechte einsetzen. 

���� 9HUIROJXQJ�LQ�GHU�(QNODYH�&DELQGD�
Die Sicherheitslage in der (QNODYH�&DELQGD hat sich durch das Friedensabkommen mit der 
UNITA nicht geändert. Die Kampfhandlungen dauern unvermindert an. 

                                                      
1  Die Situation in Angola seit dem Friedensabkommen vom 4. April 2002, Lisa Rimli (Autorin), SFH-Update April 

2002 bis September 2002; Oktober 2002 
2 UNHCR: UNHCR Position on Return to Angola, October 2002. 
3 vgl. SFH-Positionen vom April 2001, vom September 1998, vom Juli 1996 und vom September 1995 
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������ 9HUIROJXQJ�GXUFK�GLH�DQJRODQLVFKH�5HJLHUXQJ�
Die nachfolgend aufgeführten Personen werden besonders häufig Opfer von Entführung, 
Zwangsarbeit, Verstümmelung oder Exekution durch die angolanische Regierung. 

• 3HUVRQHQ��GLH�]X�5HFKW�RGHU�8QUHFKW�YHUGlFKWLJW�ZHUGHQ��Angehörige�RGHU�Symathi-
santInnen�illegaler separatistischer Bewegungen�]X�VHLQ��GDUXQWHU�LQVEHVRQGHUH��

− )/(&�(Frente de Libertação do Enclave de Cabinda)  

− )/(&�)$&�(FLEC-Forças Armadas Cabindesas) 

− )/(&�5HQRYDGD�
− )'&�(Frente Democratica de Cabinda)4 

Im Einzelfall ist die Frage der Asylunwürdigkeit zu prüfen. 

− Deserteure und Refraktäre 

− Zivilpersonen werden aufgrund ihres Herkunftsortes regelmässig einer der bewaff-
neten Gruppierungen zugerechnet und deshalb verfolgt, selbst wenn sie mit diesen 
nicht sympathisieren. Zivilpersonen können Opfer von Zwangsrekrutierung, sexuel-
ler Ausbeutung und Vertreibung werden. 

− MitarbeiterInnen kirchlicher oder humanitärer Organisationen, die sich für die Ein-
haltung der Menschenrechte einsetzen. 

������ 9HUIROJXQJ�GXUFK�VHSDUDWLVWLVFKH�%HZHJXQJHQ�LQ�&DELQGD�
Auch wenn die verschiedenen Bewegungen in Cabinda zur Zeit keine dauerhafte territoriale 
Kontrolle ausüben, kommt es immer wieder zu gewalttätigen Übergriffen. Folgende Personen 
sind besonders gefährdet, Opfer von Entführung, Zwangsarbeit, Verstümmelung oder Exekuti-
on durch eine der unter Punkt 1.2.1. aufgeführten separatistischen Bewegungen zu werden: 

− $EWU�QQLJH der separatistischen Bewegungen; 

− 3HUVRQHQ��die sich |IIHQWOLFK gegen die Vorherrschaft einer separatistischen Be-
wegung ]XU�:HKU�VHW]HQ; 

− 0LWDUEHLWHU,QQHQ�NLUFKOLFKHU�RGHU�KXPDQLWlUHU�2UJDQLVDWLRQHQ, die sich für die 
Einhaltung der Menschenrechte einsetzen. 

− Immer wieder wird vor allem in ländlichen Gebieten auch die �EULJH�=LYLOEHY|ONH�
UXQJ Opfer von Zwangsrekrutierung, sexueller Ausbeutung und Vertreibung. 

− Angehörige der�03/$�werden in Einzelfällen Opfer von Anschlägen.�

Im Einzelfall ist die Frage der Asylunwürdigkeit zu prüfen. 

���� ,QQHUVWDDWOLFKH�)OXFKWDOWHUQDWLYH�
Für alle oben aufgeführten Personengruppen gibt es wegen des anhaltenden Hasses zwischen 
den verschiedenen Bevölkerungsgruppen, wegen der prekären Sicherheitssituation (Banditis-
mus, Landminen, fehlende Durchsetzungskapazität des angolanischen Staates) und der öko-
nomischen Unterentwicklung keine ]XPXWEDUH�ODQGHVLQWHUQH�)OXFKWDOWHUQDWLYH.�

                                                      
4 UNHCR erwähnte im Juni 1999 überdies die Mitglieder der Geheimorganisationen MELACO und PARECO. 
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�� 9RUOlXILJH�$XIQDKPH�
Angesichts der landesweiten katastrophalen humanitären Situation erscheint der Wegwei-
sungsvollzug als JUXQGVlW]OLFK�XQ]XPXWEDU. Speziell gefährdet sind: 

− besonders verletzliche Personen wie Alte, Kranke; 

− Einzelpersonen, die in Angola über kein tragfähiges soziales Netz verfügen; 

− Alleinstehende Frauen und Kinder sowie alleinerziehende Mütter. 

�� +lUWHIlOOH�
Zahlreiche abgewiesene Asyl Suchende dürften sich seit mehr als vier Jahren in der Schweiz 
aufhalten und sich in der Zwischenzeit gut in die schweizerischen Verhältnisse integriert haben. 
Im Einzelfall ist deshalb auch bei bereits abgeschlossenen Verfahren die Möglichkeit zu eröff-
nen, das Vorliegen einer schwerwiegenden persönlichen Notlage zu prüfen. 

�� 'LH�6LWXDWLRQ�LQ�$QJROD�
Der mit dem Friedensabkommen vom 4. April 2002 innerhalb von kurzer Zeit erreichte militäri-
sche Frieden zwischen den Bürgerkriegsparteien MPLA und UNITA wird generell als stabil ein-
geschätzt. Eine Rückkehr der UNITA zum Krieg gilt zwar als äusserst unwahrscheinlich, doch 
hängt die Konsolidierung des Friedensprozesses wesentlich von der erfolgreichen Reintegrati-
on der demobilisierten UNITA-Soldaten ins Zivilleben ab. Die unzureichende Versorgung in den 
Einquartierungslagern und die nun geplante beschleunigte Umsiedlung der demobilisierten 
Soldaten durch die Regierung lässt jedoch wenig Vertrauen aufkommen. Nach dem Tod von 
Jonas Savimbi, der militärischen Niederlage der UNITA und der offiziellen Auflösung ihrer Ar-
mee bleibt der UNITA nur die Option, sich als politische Partei zu reorganisieren. 

UNITA-VertreterInnen können sich innerhalb Angolas zwar wieder relativ frei bewegen und 
äussern, doch bleibt die Reorganisation der UNITA als politische Partei blockiert. Es gibt An-
zeichen dafür, dass die Regierung ihre Manipulationstaktik gegenüber der UNITA und anderen 
Oppositionsparteien weiterführt. Der Willkür von Polizei- und Sicherheitskräften, welche wäh-
rend des Bürgerkrieges zahlreiche schwerste Menschenrechtsverletzungen begangen haben, 
sind nach wie vor wenig Grenzen gesetzt. Das derzeitige Justizsystem garantiert keinen Schutz 
vor solchen Übergriffen. Das von Kriegswirtschaft, Korruption und Klientelismus geprägte wirt-
schaftliche und politische System der Regierung dos Santos ist intakt geblieben. Dieses ist 
letztlich mit Demokratisierung, Transparenz und *RRG�*RYHUQDQFH unvereinbar. 

Ungelöst bleibt der bewaffnete Konflikt in der angolanischen Enklave Cabinda, klammert doch 
das Waffenstillstandsabkommen vom 4. April 2002 die Frage des Separatismuskonfliktes Ca-
bindas aus. Seit dem Kriegsende zwischen MPLA und UNITA häufen sich die Berichte von be-
waffneten Zusammenstössen zwischen den verschiedenen FLEC-Gruppen und der angolani-
schen Armee. Ende März 2002 rief die angolanische Regierungsvertretung in Cabinda zu Neu-
rekrutierungen für den obligatorischen Militärdienst auf. Für junge Männer ab 14 Jahren be-
steht deshalb die Gefahr der Zwangsrekrutierung. Zur Zeit ist eine grössere Militäroperation 
der Regierungsarmee im Gange, welche mit massiven Menschenrechtsverletzungen verbunden 
ist und enorme humanitäre Kosten verursacht. 
Mit dem Waffenstillstand zwischen UNITA und Regierungsarmee wurde das wahre Ausmass 
der dramatischen humanitären Lage in Angola sichtbar. Das Kriegsende führte zu neuen 
Migrationsströmen, und die umfangreichen Umsiedlungspläne der Regierung komplizierten die 
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angespannte humanitäre Lage noch zusätzlich. Im März 2002 wurde die Zahl der intern Ver-
triebenen auf 4.3 Millionen geschätzt, was einem Drittel der angolanischen Bevölkerung ent-
spricht. Wegen der zahlreichen Minen im ländlichen Gebiet leben die meisten intern Vertriebe-
nen an der Peripherie der Provinzstädte und in Luanda, wo sie auf Nahrungsmittelhilfe ange-
wiesen sind. Ihre Gesamtzahl wird auf drei Millionen geschätzt. 

Die Situation der angolanischen Kinder ist äusserst prekär. Angola hat weltweit die zweithöchs-
te Kindersterblichkeit. Fast jedes dritte Kind stirbt vor dem fünften Lebensjahr, d.h. pro Jahr 
sterben 155’000 Kinder unter fünf Jahren. In ganz Angola gibt es nur ein Kinderspital in Luan-
da. 750’000 Kinder haben einen oder beide Elternteile verloren, 100’000 leben von ihren Fami-
lien und Gemeinschaften getrennt. Zehntausende sind auf sich allein gestellt und leben als 
Strassenkinder in den Städten. In Luanda allein leben mindestens 5’000 Strassenkinder.  


